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VERWALTUNGSGERICHT GIESSEN
VerkOndet am:
16.08.2013
"Tﬁﬂfl”é"') t‘rl?drzr:l?eamﬁn
i, ) der Geschéftestelle
Im Namen des Volkes
Urteil
In dem Verwaltungsstreitverfahren
des Herrn | _
Klager,
Proz.-Bev.: Rechtsanwalt = * -
SRR N L | -
gegen ‘
die Bundesrepublik _Deu_tsc:hland,
Lo Tano I
Beklagte,

wegen Recht der Bundesbeamten

hat das Verwaltungsgericht GieRen - 5. Kammer - durch

Vorsitzenden Richter am VG Hansel als Einzelrichter
auf Grund der mindlichen Verhandlung vom 15, August 2013 fir Recht erkannt:


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


1. Der Bescheid des Personal Service Telekom der Deutsche Telekom AG
vom 17.09.2012 und der Widerspruchsbescheid derselben Stelle vom
09.10.2012 werden aufgehoben. Die Beklagte wird verpflichtet, dem Kii-
ger Im Wege des Schadensersatzes ab dem 01.09.2011 Versorgungsbe-
zlge auf der Grundlage eines Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. zu ge-
wéhren,

2. Die Kosten des Verfahrens hat die Beklagte zu tragen.

3. Das Urteil Ist wegen der Kosten vorlédufig vollstreckbar. Die Kosten-
schuldnerin darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung nach Mag-
gabe der Kostenfestsetzung abwenden, falls nicht der Gldubiger vor der
Vollstreckung Sicherheit in derselben Hdhe leistet.

Tatbestand

Deram .. geborene Kliger stand bis zu seiner mit Ablauf des Monats Au-
gust 2011 erfolgten Versetzung in den Ruhestand im Dienste der Beklagten. Zuletzt
hatte er das statusrechtliche Amt sines Technischen Fernmeldeamtmanns (Besol-
dungsgruppe A 11 BBesO) inne und war bei dem Informations- und Prozess-
management Center der Deutsche Telekom AG in Gielen beschaftigt.

Mit Bescheid vom 01.09.2011 setzte der Personal Service Telekom der Deutsche
Telekom AG die dem Kléger ab dem 01.09.2011 zustehenden Versorgungsbezige
fest. Der Festsetzung lag ein Ruhegehaitssatz von $9,95 v. H. zu Grunde. Gegen die-
sen Bescheid legte der Klagér mit Schreiben vom 27.08.2014 mit der Begrindung
Widerspruch ein, im April 2011 habe er eine Berechnung erhalten, aus der sich ein
Ruhegehaltssatz von 65,69 v. H. ergeben habe. Entgegen der damaligen Berech-
nung habe die Versorgungsstelle nunmehr seine Ausbildungszeit vom 24.09.1967 bis
31.01.1871 nicht bertcksichtigt. Mit Widerspruchsbescheid vom 26.01 2012 wies der
Personal Service Telekom den Widerspruch im Wesentlichen mit der Begrindung zu-
rlick, die vom Kidger absolvierte Lehre als Radio- und Fernsehtechniker stelle keine
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runegehaltféhige Dienstzeit dar. Auf die unverbindliche Auskunft vom April 2011
kénne der Kléiger keinen Anspruch stlitzen. Die gegen diese Bescheide erhobene
Klage wies das Verwaltungsgericht Gieflen mit rechtskréftigern Urteil vom 26.07.2012
-5K 170/42.G! ~ zurlick.

Mit Schreiben an den Personal Service Telekom vom 28.08.2012 machte der Klager
sinen Schadensersatzanspruch geltend. Er fuhrte aus, er habe im Hinblick auf die
Vorabmitteilung Giber seine Versorgungsbezige vom Aptil 2011 seine Versetzung in
den Ruhestand beantragt. Aufgrund der fehlerhaften Berechn ung sei ihm ein Scha-
den von monatlich 205,00 € entstanden. Mit Bescheld vom 17.09.2012 lehnte der
Personal Service Telekom den Antrag mit der Begrlndung ab, ftir den Klager sei ein
Schaden nicht eingetreten, weil sich auch bei einer korrekten Auskunft an den fest-
gesetzfen Versorgungsbezigen nichts andere. Den gegen diesen Bescheid einge-
legten Widerspruch wies der Personal Service Telekom mit Widerspruchsbescheid
vom 08.10.2012 zurlick. Er fUhrte aus, der Kléger erstrebe auf dem Umweg des
Schadensersatzes eine Ubergesetzliche Versorgung. Dies widerspreche der Vor-
schrift des § 3 BeamtVG. Die verbindliche Festsetzung der Versorgungsbez(ige sei
erst durch den Versorg ungsfestsetzungsbescheid erfolgt. Die zuvor erteilte unver-
bindliche Auskunft habe lediglich Anhaltspunkte geliefert, Zudem sei bei der Héhe
des Schadensersatzes die nun fehlende Dienstpflicht mit den téglichen Fahrtkosten
und sonstigen Ersparnissen mit zu bewerten.

Mit bel Gericht am 25.10.2012 eingegangenem Schriftsatz hat der Klager Klage er-
hoben. :

Er tréigt vor, er habe auf die Richtigkeit der Auskunft vom 28.04.2011 vertraut. Hatte
er deren Fehlerhaftigkeit gekannt, hitte er seinen Antrag auf vorzeitigen Eintritt in den
Ruhestand zurackgezogen und seinen Dienst weiter versehen. Bereits im Jahr 2008
habe er eine Berechnung tber seing ruhegehaitfihige Dienstzeit erhalten. Diese Re-
rechnung habe der fehlerhaften Mitteilung vom 28.04.2011 entsprochen, Durch den
nicht mehr rlickgéingig zu machenden Eintritt in den Vorruhestand erhalte er dauer-
haft geringere Versorgungsbezuge, als er sie urspranglich erwartet habe. Aus Grin-
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den der Schadensminderung habe er nunmehr gegenuber der Rentenversicherung
einen Antrag auf Anerkennung seiner Ausbildungszeiten gestellt.

Der Kl4ger beantragt,

den Bescheid des Personal Service Telekom der Deutsche Telekom AG
vom 17.09.2012 und den Widerspruchsbescheid derselben Stelle vom
09.10.2012 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, dem Kidger im
Wege des Schadensersatzes ab dem 01.09.2011 Versorgungsbezuge auf
der Grundlage eines Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. zu gewihren.

Die Beklagte beantragt,

die Klagé abzuweisen.

Sie bezieht sich auf den Inhalt des Widerspruchsbescheides vom 09.10.2012.

Wegen der weiteren Einzelhelten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten in diesem Verfahren sowie im Verfahren 5 K 170/12.Gl und auf den
Inhalt der beigezogenen Behdrdenakten (2 Hefter Personalakte, 1 Hefter Wider-
spruchsakte) Bezug genommen. Diese Akten waren Gegenstand der mandlichen
Verhandlung.

Entscheidungsgrf.]nde

Die Klage ist zuléssig

Fur das vom Klager verfalgte Schadensersatzbegehren ist gem. § 40 Abs, 2 Satz 2
VWGO, § 54 Abs. 1 BeamtSta der Vemraltungsrechtsweg eréffnet. Der Klager stitzt
sein Begehren nicht auf eine Amtspﬂichtverletzung (§ 839 Abs. 1 BG B, Art. 34 Satz 1
GG), fur die nach § 40 Abs. 2 Satz 1 VwGO der ordentliche Rechtsweg gegeben
wére. Vielmehr macht er einen in die Prufungskompetenz der Verwaltungsgerichte
fallenden beamtenrechtlichen Schadensersatzanspruch geltend (vgl. BVerwG, Urt.

V. 25.02.2010 -2 C 22.09 -, 10D 2010, 134).



Die Klage ist als Verpflichtungsklage nach § 42 Abs. 2 VwGO statthaft. Uber die Ge-
wahrung von Schadensersatz ist durch Verwaltungsakt zu entscheiden. Das in be-
amtenrechtlichen'Streitlgkeiten auch fUr die Geltendmachung des beamtenrechtlichen
Schadensersatzanspruches erforderliche Vorverfahren (vgl. BVerwG, Urt. v.
28.06.2001 — 2 C 48.00 —, 10D 2002, 4) hat statigefunden. Der Kl&ger hat mit Schrei-
ben an die Beklagte vom 28.08.2012 um Schadensersatz nachgesucht. Die Beklagte
hat seinen Antrag mit den angefochtenen Bescheiden abgelehnt.

Die Kiage ist auch begrondet.

Dem Kldger steht in dem fur die rechtliche Beurteilung seines Verpflichtungsbegeh-
rens malgeblichen Zeitpunkt der mtindlichen Verhandlung (vgl. insoweit Kopp/
Schenke, 19. Aufl., § 113 Rdnrn. 217 ff.) der geltend gemachte Anspruch zu, ihm im
Wege des Schadensersatzes ab dem 01.09.2011 Versorgungsbeziige auf der
Grundiage eines Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. zu gewahren. Der diesen An-
spruch verneinende Bescheld des Personal Service Telekom der Deutsche Telekom
AG vom 17.09.2012 und der diesen Bescheid bestatigende Widerspruchsbescheid
derselben Stelle vom 08.10.2012 sind rechtswidrig und verletzen den Kldger in sei-
nen Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 Saiz 1, Abs. 5 VwGO).

Der Kldger kann den von ihm verfolgten Anspruch auf den allein in Betracht zu zie-
henden beamtenrechtlichen Schadensersatzanspruch stutzen. Dieser Anspruch setzt

eine Verletzung der FUrsorge- und Schutzpflicht durch einen ftr den Dienstherrn
handelnden Amtswalter voraus, die adédquat kausal zu einem konkreten Schaden

geflhrt hat und auf einem Verschulden beruht (vgl. Schnellenbach, Beamtenrecht in
der Praxis, 7. Aufl., § 9 Rdnr. 59 ff. m. z. N.). Diese Voraussetzungen sind hier erfult.

Die Beklagte hat dem Kiiger pflichtwidrig eine fehlerhafte Auskunft Ober die von thm
zu erwartenden Versorgungsbeziige ertellt (a). Durch diese Auskunft hat der Klager
an seinem Antrag auf Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand festgehalten {b) und

dadurch einen Vermdgensschaden erlitten (¢). Dieses Handeln und seine Folgen be-~
ruhen auf einem Verschulden der Beklagten (d).
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a) Der Personal Service Telekom hat dem Kidger auf seinen Antrag mit Schreiben
vom 28.04.2011 gem. § 49 Abs. 10 BeamiVG eine Auskunft liber die von ihm zum

Zeitpunkt der Antragstellung zu erwartenden Versorgungsbeziige ertsilt. In dieser
Auskunft war die vom Kiager in der Zeit vom 24.09.1967 bis 31.01 1971 absolvierte
Berufsausbildung zum Radio- und Fernsehtechniker als ruhegehaltfahige Dienstzeit
berlicksichtigt. Der Ruhegehaltssatz war mit 65,69 v. H. angegeben. Dle Anrechn ung
der Ausbildunszeit entsprach nicht der Rechtslage (§ 12 Abs. 1 Satz 1Nr. 1
BeamtVG) und war in dem Bescheid tber die (endgultige) Festsetzung der Versor-
gungsbeziige vom 01.09.2011 nicht mehr enthalten, Die RechtméRigkeit des Be-
scheides vom 01.09.2011 hat das Gericht in seinem rechtskréftigén Urteil vom
26.07.2012 -5 K 170/12.Gl ~ bestétigt.

Durch die Erteilung der fehlerhaften Auskunit vom 28.04.2011 hat die Beklagte dle ihr
gem. § 78 Satz 1 BBG gegentber dem Kidger obliegende Firsorgepflicht verletzt.
Nach dieser Vorschrift hat der Dienstherr im Rahmen des Dienst- und Treueverhait-
nisses fur das Wohl der Beamtinnen und Beamten zu sorgen. Far die bei der Deut-
sche Telekom AG beschaftigien Beamten nimmt diese die dem Dienstherrn Bund
obliegende Fursorgepflicht wahr (§ 1 Abs. 1 Satz 1 PostPersRG). Zur Firsorgepflicht
des Dienstherrn gehért es, den Beamten vollsténdig und zutreffend zu beraten, wenn
dieser um Beratung nachsucht (vgl. Schnellenbach, a. a. O., § 9 Rdnr. 18 m. w. N.).
Beantragt ein bei der Deutsche Telekom AG beschéftigter Beamter eine Versor-
gungsauskunft nach § 49 Abs. 10 BeamtV G, die erkennbar mit siner ins Auge ge-
'fassten Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand in Zusammenhang steht, so ist die
zusténdige Stelle verpflichtet, die fur die erbetene Auskunft notwendigen Daten
sorgfaltig zu ermitteln und die Auskunft auf der Grundiage dieser Daten nach den
marsgeblich_en Bestimmungen des BeamtVG ohne Rechtsfehler zu erstellen. Diese
Vermpflichtung hat die Beklagte durch ihre Auskunft vom 28.04.2011 gegenlber dem
Kldger in flrsorgewidriger Weise nicht beachtet.



Eine andere Beurteilung ergibt sich auch nicht aus § 49 Abs. 10 Satz 2 BeamtVG.
Nach dieser Vorschrift steht die Auskunft unter dem Vorbehalt kiinftiger Sach- und
Rechtséinderungen sowie der Richtigkeit und Vollstandigkeit der 2ugrunde liegenden
Daten. Auf die sich daraus ergebende Unverbindlichkeit der Versorgungsauskunft
kann sich die Beklagte nicht berufen. Wie sich aus dem klaren und unmissverstand-
lichen Wortlaut des § 49 Abs. 10 Satz 2 BeamtVG ergibt, darf der Empfanger einer
Versorgungsauskunft nur in zweifacher Hinsicht nicht auf deren inhaltliche Aussagen |
vertrauen. Andert sich nach Erteilung der Auskunft die Sach- oder Rechtslage, bean-
sprucht die ertelite Auskunft keine Geltung mehr. Dieser Vorbehalt greift ein, wenn
sich nachtréglich diejenigen Tatsachen (Sachlage) oder diejenigen Rechtsvorschrif-
ten &ndern, die fir den Auskunfisgegenstand, also den Anspruch auf Versorgungs-
bezlige, von entscheidungserheblicher Bedeutung sind (vgl. Plog/Wiedow, BBG,
Band 2, § 49 Rdnr. 165). DarUber hinaus endet die Geltungédauer der Auskunft,
wenn die ihr zugrunde liegenden Daten nicht richtig oder unvollsténdig sind. Dies gilt
unabhéingig davon, b sich die Unrichtigkeit oder Unvolistdndigkeit der Daten zu-
gunsten oder zulasten des Beamten auswirkt und ob die Unrichtigkelt von dem Be- ,
amten oder dem Dienstherm verursacht worden ist (vgl. Plog/Wiedow, a. a. 0., § 49
Rdnr. 186). Beide Fallkonstellationen sind hier nicht gegeben. Weder hat sich nach
Erteilung der Versorgungsauskunft vom 28.04.2011 die Sach- oder Rechtslage ge#n-
der{ noch beruht die Auskunft auf unrichtigen oder unvollstindigen Daten. Vielmehr
hat die Bekiagte die richtig und volistindig ermittelten Daten tGber die Ausbildungszeit

des Kldgers rechtlich unzutreffend gewlrdigt. Dieser Rechtsfehler erfasst nicht den in
§ 49 Abs. 10 Satz 2 BeamtVG normierten Vorbehalt der Auskunft.

b) Die fehlerhafte Auskunft vom 28.04.2011 hat den Klager nach seinem Vorbringen
bewogen, seinen schriftlichen (Formblatt-)Antrag auf Versetzung in den vorzeitigen
Ruhestand vom 13,04.2011 nicht zurlckzunehmen. Der Ki&ger hat seinen diesbe-
zﬁglichen schriftsatzlichen Vortrag In der mundlichen Verhandlung néher erlautert. Er
hat ausgefuhrt, er habe sich bereits vor Abgabe seines schriftlichen Antrags tber das
Internet seine Versorgungébezuge ausrechnen lassen. Die Auskunft, die er auf
diesem Wege erhalten habe, sei beztiglich seiner Ausbildungszelt mit der schrift-



lichen Auskunft vom 28.04.2011 identisch gewesen. Zude.m hétten auch zwei schrift-
liche Ausktnfte, die ihm die Beklagte im Jahre 2008 erteilt habe, die Anrechnung der
Ausblidungszeit enthalten. Hatte die Versorgungsauskunft vom 28.04.2011 die Aus-
kildungszeit nicht (mehr) als ruhegehaltfahige Dienstzeit berlcksichtigt, hatte er ent-
sprechend der bei der Deutsche Telekom AG gelbten Praxis seinen Antrag auf Ver-
setzung in den vorzeitigen Ruhestand zurickgenommen. Damals h&tten viele Kolle-
gen zunichst einen solchen Antrag gestellt, sich sodann ihre Versorgungsbezlige
ausrechnen lassen und nach Erhalt der Auskunft ihren Antrag zuriickgezogen, wenn
sie mit der H6he der Versorgungsbeziige nicht einverstanden gewesen wiéren. Diese
Moglichkeit zur Rucknahme des Antrags habe die Deutsche Telekom AG bis etwa
einen Monat vor dem geplanten Eintritt in den Ruhestand zugestanden. Fir ihn habe
diese Méglichkeit nicht bestanden. Bis zum Erlass des Ruhestandsversetzungsbe-
scheides vom 28.07.2011 sel er von der Richtigkeit des ihm durch die Versorgungs-
auskunft vom 28.04.2011 mitgeteilten Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. ausgegan-
gen.

Das Gericht sieht keinen Anlass, diese klaren und widerspruchsfreien Angaben des
Kldgers in Zweifel zu ziehen. Die Beklagte ist diesem Vorbringen, dessen wesent-

licher Kern bereits den Schriftsatzen des Klagers zu entnehmen ist, nicht substantiiert
entgegengetreten.

c) Durch die infolge der fehlerhaften Versorgungsauskunft vom 28.04.2011 unterblie-
bene Riicknahme seines Antrags auf Versetzung In den vorzeitigen Ruhestand ist
beim Kidger ein Vermégensschaden eingetreten. Seine Versorgungsbeziige faflen
nunmehr deutlich geringer aus, als er aufgrund der Versorgungsauskunft vom
28.04.2011 erwarten durfte. Nach seinen nachvollziehbaren Angaben mindern sich
seine Versorgungsbeziige durch den nunmehr festgesetzten Ruhegehaltssatz von
59,95 v. H. gegentiber dem Ruhegehaitssatz von 65,69 v. H. um monatlich 205,- €.
Entgegen der Auffassung der Beklagten schliefit auch nicht die Vorschrift des §3
Abs. 2 Satz 1 BeamtV/G die Annahme eines Vermégensschadens aus, Danach sind
Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die dem Beamten eine hohere als
die ihm gesetzlich zustehende Versorgung verschaffen sollen, unwirksam. Um eine



solche Fallkonstellation geht es hier nicht. Das Rechtsschutzbegehren des Klagers
Zielt nicht auf die Gewahrung thm gesetzlich nicht zustehender Versorgungsbeziige.
Vielmehr begehrt er im Wege des Schadensersatzes so gestellt zu werden, als ob
seinen Versorgungsbeztigen ab dem 01.09.2011 ein Ruhegehaltssatz von 65,69 v. H.
zugrunde zu legen ware. Diesen Anspruch schlieit § 3 Abs. 2 Satz 1 BeamtVG nicht
aus,

. Dem Schadensersatzanspruch steht auch nicht die Schadensabwendungspflicht des
Klagers entgegen. Nach der standigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (vgl. Urt. v. 18.04.2002 - 2 C 19.01 ~—, NVWZ-RR 2002, 620) tritt eine Ersatz-
pflicht fUr rechtswidriges staatiiches Handeln nach dem in § 839 Abs. 3 BGB enthal-
tenen Rechtsgedanken nicht ein, wenn der geschddigte Beamte mogliche Antrage
und Rechtsbehelfe unmittelbar gegen die beanstandete Entscheidung, insbesondere
gerichtlichen Rechtsschutz, ohne hinreichenden Grund nicht in Anspruch genommen
hat. Dem Kléger war es nicht méglich, den Schadenseintritt durch Rechtsbehelfe ab-
zuwenden, Seine Klage gegen den Versorgungsfestsetzungsbescheid vom
01.02.2011 ist erfolglos geblieben. Nach Erlass dieses Bescheides konnte er auch
hicht mit Aussicht auf Erfolg seinen Antrag auf Versetzung in den vorzeitigen Ruhe-
stand anfechten. Insbesondere hatte ihn die Beklagte nicht gem. § 123 Abs. 1 BGB
durch arglistige Tauschung oder widerrechtlich durch Drohung zur Abgabe seines
Antrags bestimmt. Bei Abgabe dieses Antrags befand sich der Klager auch nicht in

einem Inhalts- oder Erklarungsirrtum I. S. d. § 119 Abs. 1 BGB. Vielmehr lag ein fur
elne Anfechtung dieser Erklarung unbeachtlicher Motivirrtum vor. Soweit der Klager

|m laufenden Verfahren vorgetragen hat, bei Kenntnis des tatséchlichen Ruhege-
haltssatzes von 65,69 v. H. hétte er seinen Antrag auf Versetzung in den vorzeitigen
Ruhestand nicht gestellt bzw. zurickgenommen, wire es Sache der Beklagten ge-
wesen, dem Kléger ggf. ein Angebot zur Reaktivierung zu unterbreiten. Mangels

eines solchen Angebots kann offenbleiben, ob der Kl&ger ein solches im Rahmen
seiner Schadensabwendungspfiicht hatte annehmen mussen.
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d) Die aufgezeigte Pflichtverletzung der Bekiagten hat adaquat kausal und schuldhaft -
zu dem eingetretenen Schaden gefiihrt, Der die F Ursorgepflicht gegentiber dem Ka-

ger wahrehmende Amtswalter der Deutsche Telekom AG hat die Versorgungsaus-
kunft vom 28.04.2011 nicht mit der gebotenen Sorgfalt erstellt.

Als unterliegender Teil hat die Beklagte gem. § 154 Abs. 1 VYWGO die Kosten des
Verfahrens zu tragen.

Der Ausspruch tiber die voriaufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 167 VWGO, 708
Nr. 11, 711 ZPO.

Eine Zulassung der Berufung gem. § 124 a Abs. 1 Satz 1 VwGO kommt nicht in Be-
tracht, da die Grlinde des § 124 Abs. 2 Nr. 3 oder Nr. 4 VWGO nicht vorliegen,

Rechtsmittelbelehrung

Die Beteiligten kénnen die Zulassung der Berufung gegen dieses Urteil beantragen.

Der Antrag auf Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung
des vollsténdigen Urteils bei dem

Verwaltungsgericht GieRen
Marburger Str. 4
35390 Gieen

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen, Innerhalb von zwei Monaten
nach Zustellung des vollsténdigen Urteils sind die Griinde darzulegen, aus denen die

Berufung zuzulassen ist. Die Begrﬂndung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag
vorgelegt wird, bei dem '

Hessischen Verwaltungsgerichtshof
Brider-Grimm-Platz 1 -3
34117 Kassel

einzureichen.
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Die Berufung ist nur Zuzulassen, wenn

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatséchliche oder rechtliche Schwierigkeiten auf-
weist,

3. die Rechtssache grundsétzliche Bedeutung hat,

4. das Urteil von einer Entschelidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundes-
verwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichishéfe

des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abwsicht und auf dieser
Abwelchung beruht oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel
geltend gemacht wird und voriiegt, auf dem die Entscheldung beruhen kann.

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof besteht gemaf § 67 Abs. 4 VWGO Ver-
tretungszwang. Dies gilt auch far Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim
Hessischen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. '

Bei den hessischen Verwaltungsgerichten und dem Hessischen Verwaltungsge-
richtshof kénnen elektronische Dokumente nach Maflgabe der Verordnung der Lan-
desregierung tiber den elektronischen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten und
Staatsanwaltschaften vom 26. Oktober 2007 (GVBI. I, S. 699) eingereicht werden,
Auf die Notwendigkeit der qualifizierten digitalen Signatur bei Dokumenten, die einem

schriftlich zu unterzeichnenden Sch riftstick gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a
Abs. 1 Satz 3 VWGO).
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